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A. Zusammenfassung 

1.  Vorbemerkungen 

Der Sonderbericht ersetzt oder modifiziert in keiner Weise die Feststellungen des 24. Be-

richts der Kommission. Als Sonderbericht nach § 3 Abs. 9 Rundfunkfinanzierungsstaatsver-

trag (RFinStV) wurde er in einem selbständigen Verfahren erstellt und darf das noch nicht 

abgeschlossene regelhafte Bedarfsfestsetzungsverfahren nicht stören oder beeinflussen. 

Der einer Empfehlung der Kommission zur Beitragsanpassung zugrundeliegende festgestell-

te Finanzbedarf kann nicht durch die Ergebnisse eines Sonderberichts, sondern nur im We-

ge eines weiteren regelhaften Feststellungsverfahrens verändert werden. 

Der Inhalt des Sonderberichts beschäftigt sich daher ausschließlich mit potenziellen finanzi-

ellen Auswirkungen möglicher Reformansätze für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk auf 

Basis des Fragenkatalogs der Länder. Deshalb stellt er für sich genommen auch keine 

Grundlage für die Bedarfsanmeldungen der Rundfunkanstalten zum kommenden 25. Bericht 

der Kommission dar. Maßgeblich für diese ist nur der zu diesem Zeitpunkt gesetzlich gelten-

de Programmauftrag unter den dann bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen. 

Vor diesem Hintergrund versteht die Kommission den Sonderbericht und die darin adressier-

ten Fragestellungen allein als Entscheidungshilfe für den Mediengesetzgeber bei der zukünf-

tigen Ausgestaltung von Auftrag und Struktur des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Entspre-

chend ihrer Rolle und Aufgabe spricht die Kommission dabei jedoch keine medienpolitischen 

Empfehlungen aus. Zu finanziellen Auswirkungen einzelner Reformansätze äußert sie sich 

nur, wenn diese verlässlich und nachprüfbar zu beziffern sind. 

2.  Zu den einzelnen Fragen 

Frage 1: Vorgaben zum Personalabbau, Personalaufwand der GSEA 

Die konsequente Umsetzung der Vorgaben zum Personalabbau durch alle Anstalten ist be-

reits in der Beitragsempfehlung für 2025 bis 2028 berücksichtigt. 

Im Ergebnis sieht die Kommission für 2025 bis 2028 derzeit keine über den 24. Bericht hin-

ausgehenden Einsparpotenziale bei den GSEA. Auch längerfristig sind die Potenziale mit 

Blick auf die absoluten Größenordnungen und die besondere Aufgabenstruktur begrenzt. 
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Grundsätzlich ist aus Sicht der Kommission eher eine Ausweitung als eine Beschränkung 

der Zusammenarbeit erforderlich. Dies könnte zu Mehraufwendungen bei den GSEA führen, 

denen dann Einsparungen bei den Einzelanstalten gegenüberstünden. 

Frage 2: Standorte des Deutschlandradios 

Die beiden Standorte des Deutschlandradios Berlin und Köln basieren auf einer staatsver-

traglichen Regelung. Allein die anstehenden Sanierungskosten von derzeit 356,4 Mio. ú f¿r 

die im Eigentum und unter Denkmalschutz stehenden Gebäude des Deutschlandradios an 

beiden Standorten erfordern nach Ansicht der Kommission Überlegungen zur Standortfrage. 

Nach Überzeugung der Kommission kann die weitestgehende Konzentration an einem der 

vorhandenen Standorte langfristig Wirtschaftlichkeitspotenziale sichern. 

Frage 3: Abbau der Eigentumsquote/Immobilienverzicht 

Eine Vergleichsanalyse hat gezeigt, dass insbesondere durch den strategischen Verkauf und 

die Anmietung von Immobilien signifikante Einsparungen und Effizienzsteigerungen erzielt 

werden können. Durch die Umsetzung solcher Maßnahmen könnten die Rundfunkanstalten 

ihre operativen Kosten senken, die finanzielle Flexibilität erhöhen und langfristig die Rentabi-

lität ihres Immobilienportfolios verbessern. Durch die Umsetzung von objektspezifischen 

Handlungsempfehlungen kann ein Einsparpotenzial von bis zu 40 % der Gesamtimmobilien-

nutzungskosten im Vergleich zur Fortführung des Status quo erreicht werden. Um alle Spar-

potenziale auszuschöpfen, muss darüber hinaus auch eine Reduzierung des Immobilienbe-

stands insgesamt erfolgen. 

Frage 4: Möglichkeiten der Flexibilisierung 

Das Einsparpotenzial hängt stark von der konkreten Ausgestaltung der Flexibilisierungs-

maßnahmen ab, welche in großer Variationsbreite möglich wären. Dies ist abhängig vom 

Konzept, nach welchem der Auftrag durch das veränderte Angebot zu erfüllen ist. 

Art und Form einer möglichen Flexibilisierung befinden sich bei der ARD laut eigener Anga-

ben derzeit in interner Abstimmung und Prüfung. Das ZDF teilt mit, es plane derzeit keine 

Flexibilisierung der eigenen linearen Angebote. 
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Frage 5: Reduzierung von Partner- und Spartenprogrammen 

Eine mögliche Einsparung bei Einstellung einzelner Programme umfasst nicht vollständig 

den dargestellten Gesamtaufwand der Partner- und Spartenprogramme. Die Selbstkosten 

der Partner- und Spartenprogramme beinhalten zum einen Kosten, die nur langfristig abbau-

bar sind. Zum anderen sind in den Selbstkosten fixe Gemeinkosten enthalten, die als Umla-

gen verrechnet werden und nicht proportional abbaubar sind. Ein konkretes Einsparpotenzial 

für den Zeitraum 2025 bis 2028 lässt sich daher für die Einstellung von Partner- oder Spar-

tenprogrammen auf Grundlage der vorliegenden Zahlen nicht benennen. Längerfristig könn-

ten Veränderungen der Beauftragung zu Kostenersparnissen führen. 

Frage 6: Durchschnittliche Kosten für Hörfunkprogramme 

Die Kosten für eine Sendeminute im Hörfunk schwanken ausweislich der ARD je nach Ress-

ort zwischen 11 ú und 130 ú. Generell sind die Kosten je Sendeminute für Wortbeiträge deut-

lich höher als für Musik. Im Durchschnitt betragen die Kosten je Sendeminute 56,61 ú. 

Für die vier Jahre 2019 bis 2022 betragen die durchschnittlichen Kosten im Hörfunk bei ARD 

und Deutschlandradio f¿r ĂPopuläre Musik und Unterhaltungñ 22,90 ú, f¿r ĂKulturñ 228,10 ú 

und für ĂInformation und Aktualitätñ 88,20 ú. 

Frage 7: Durchschnittliche Kosten im Bereich ĂInformationñ 

Die Minutenkosten f¿r das Ressort ĂPolitik (und Gesellschaft)ñ betragen f¿r Das Erste 

2.943 ú, bei den Dritten 1.570 ú und beim ZDF 2.522 ú. 

Die Frage, wie sich eine Erhöhung des Anteils der Sendeminuten im Bereich Information auf 

die Kosten auswirkt, hängt davon ab, welche Formate jeweils ersetzt würden. Ein Verzicht 

auf Erstsendeminuten im Bereich Fernsehspiel/Fernsehfilm/Serie zugunsten von Sendungen 

aus dem Bereich Information könnte zu einer Kostensenkung führen, wobei beispielsweise 

im Werberahmenprogramm des Vorabends ggf. der Entfall von Werbeeinnahmen gegenzu-

rechnen wäre. 

Frage 8: Verpflichtung zur Zusammenarbeit 

Eine Zusammenarbeit zwischen den Anstalten ist dazu geeignet, Effizienzpotenzial bei der 

Auftragserfüllung zu heben und damit Kosteneinsparungen zu realisieren. Dies gilt sowohl 
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für die Zusammenarbeit innerhalb der ARD als auch für Kooperationen zwischen ARD, ZDF 

und Deutschlandradio. Kooperationen sind in den unterschiedlichen Bereichen der Leis-

tungserbringung möglich: Produktion und Programm, Programmverbreitung sowie Verwal-

tung (u.a. Personal, Beschaffung, Geschäftsprozesse, Beitragsservice). 

Die meisten der in Frage 8 angesprochenen Bereiche sind Gegenstand der 2017 gestarteten 

Projekte zur Strukturoptimierung. Vor allem Projekte, die auf eine verstärkte Kooperation von 

Anstalten (z.B. Lead-Buyer-Verfahren bei der Beschaffung, Beitragsservice, Benchmarking 

Produktion, IT-Strategie und SAP-Harmonisierung) abheben, zeigen Wirtschaftlichkeitspo-

tenziale in nennenswertem Umfang. Einsparungen aus den Strukturprojekten sind in der 

Empfehlung der Kommission für die Beitragsperiode 2025 bis 2028 berücksichtigt. Über die 

bisher in den Strukturprojekten berücksichtigten Kooperationen hinaus ist Folgendes zur 

weiteren Zusammenarbeit anzumerken: 

Mantelprogramm für die Dritten Programme 

Wenn bei der Errichtung eines Mantelprogramms die regionalen (Informations-)Sendungen 

in bisherigem Umfang weiter erstellt werden, ergeben sich für diese Formate geringe Kos-

tenersparnisse. Kooperationen und Übernahmen beispielsweise von Talkshows und weite-

ren Formaten wie Verbrauchermagazinen bergen hingegen Potenzial für Einsparungen. 

Programmaustausch 

Es zeigt sich in Übereinstimmung mit der rückläufigen Entwicklung beim kostenlosen Pro-

grammaustausch auch bei den sonstigen Übernahmen für die Mehrzahl der Landesrund-

funkanstalten ein Rückgang bei der Anzahl der Sendeminuten. Die Kommission geht davon 

aus, dass ein verstärkter Programmaustausch zu Kosteneinsparungen führen kann. 

Kompetenzzentren 

Die ARD strebt nach eigenen Angaben mit ihren Kooperationen und daraus abgeleiteten 

Kompetenzzentren die größte Reform in programmlicher Hinsicht seit ihrem Bestehen an. 

Die finanziellen Auswirkungen dieser Umbaumaßnahmen könnten derzeit noch nicht hinter-

legt werden, würden aber von den ARD-Anstalten dokumentiert. In Medienberichten ist die 

Rede von Einsparungen in Hºhe von insgesamt 50 Mio. ú jªhrlich. 
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Im 24. Bericht formulierte die Kommission ihre Erwartung, dass die Effekte angekündigter 

und durchgeführter Reformvorhaben unter Berücksichtigung numerischer Einsparungs- und 

Wirtschaftlichkeitseffekte dokumentiert werden. Die Kommission behält sich vor, strukturelle 

Anpassungen, die zu signifikanten Minderungen im Bestandsaufwand führen und nicht in der 

Fortschreibungsbasis enthalten sind, in nachfolgenden Beitragsperioden als Wirtschaftlich-

keitsabschlag abzuziehen. 

Gemeinsame Cloud-Infrastruktur 

Die Umsetzungen der Cloud-Lösungen befinden sich größtenteils noch im Planungsstadium. 

In den nächsten Jahren werden zunächst noch nicht näher bezifferte Investitionsbedarfe 

entstehen, bevor dauerhafte Einsparungen realisiert werden können. Mögliche Einsparungen 

durch verstärkte Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Cloud-Infrastruktur(en) lassen sich 

durch die Kommission derzeit nicht beziffern. 

Programmverbreitung 

Bei der Programmverbreitung bestehen vielfältige Kooperationen sowohl innerhalb der ARD 

als auch zwischen ARD, ZDF und Deutschlandradio. Der Zusammenarbeit sind dabei enge 

Grenzen gesetzt. Anders als im Bereich der IP-Verbreitung sind in den Bereichen Terrestrik, 

Kabel und Satellit gemeinsame Verhandlungen und Vergaben aus kartellrechtlichen Grün-

den nicht möglich. Deutlich darüber hinausgehende kostensenkende Kooperationen sind 

unter den geltenden rechtlichen Gegebenheiten nicht zu erwarten. Das könnte sich ändern, 

wenn im Kartellrecht eine Ausnahmeregelung für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk veran-

kert würde. 

Einsparpotenzial sieht die Kommission hingegen in der seit langem geforderten Beendigung 

der parallelen terrestrischen Verbreitung von Hörfunkprogrammen (Simulcast) über UKW 

und DAB+. Eine gemeinsam durch ARD und Deutschlandradio vollzogene und medienpoli-

tisch begleitete Beendigung des Simulcastbetriebs UKW/DAB+ eröffnet nach Schätzung der 

Kommission ein Einsparpotenzial von bis zu 100 Mio. ú pro Beitragsperiode, bezogen auf die 

im 24. Bericht festgestellten Kosten. Sollte die UKW-Versorgung weiter aufrechterhalten 

werden müssen, werden bei der ARD ab 2029 zusätzliche Kosten von bis zu 60 Mio. ú f¿r 

Ersatzbeschaffungen von UKW-Sendetechnik anfallen. 
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Bündelung der Tarifangelegenheiten 

Bei den Landesrundfunkanstalten der ARD ist das System der Haustarifverträge historisch 

gewachsen und entsprechend heterogen und vielfältig. Insgesamt bestehen bis zu 300 Tarif-

verträge und 200 Dienstvereinbarungen parallel. Aus Sicht der Kommission sind Maßnah-

men zur Reduzierung der Komplexität angeraten, um in der Personalverwaltung Einsparun-

gen zu erreichen. Maßnahmen können nur mit einer langfristigen Perspektive umgesetzt 

werden. Dem nachhaltigen Vorteil aus der Minderung von Verwaltungskosten sind Risiken 

aus der Umstellung der Tarifvereinbarungen gegenüberzustellen. Zu bewerten ist außerdem 

die veränderte Verhandlungsposition der Rundfunkanstalten. 

SAP-Harmonisierung 

Das gemeinsame SAP-System der Generation S/4HANA schafft die Grundlage für nächste 

Schritte der Zusammenarbeit im administrativen Bereich. Die Einführung erfolgt in zwei Clus-

tern. Zum 1. Januar 2025 ist Cluster 1 bei allen Anstalten der ARD und beim Deutschlandra-

dio eingeführt. Die daraus resultierenden Einsparungen in der Beitragsperiode 2025 bis 2028 

sind im 24. Bericht berücksichtigt. Die Kommission erwartet, dass ab 2029 auf der Basis des 

im Aufbau befindlichen Clusters 2 weitergehende Kooperationen zusätzliche Effizienz er-

möglichen. Das ZDF sollte sich nach Ansicht der Kommission der Harmonisierung der Ver-

waltungsprozesse auf Basis des SAP-Systems anschließen. Die Kommission erwartet, dass 

eine möglichst weitgehende Vereinheitlichung der Prozesse des Clusters 2 unter Einbezie-

hung aller Anstalten erreicht wird. 

Kooperationsstruktur 

Die bisherige Zusammenarbeit zwischen den Anstalten ist sehr vielfältig. Je nach Aufgabe ist 

der Kreis der beteiligten Anstalten unterschiedlich. Auch der rechtliche Rahmen wird für jede 

Aufgabe gesondert festgelegt. Aus den vielen unterschiedlichen Kooperationsformen resul-

tiert eine hohe Komplexität hinsichtlich Managementverantwortung und Steuerung sowie 

finanzieller Transparenz. Ergänzend ergeben sich besondere Herausforderungen aus der 

Beachtung der kartellrechtlichen Vorgaben sowie der Neuregelung zur zukünftigen umsatz-

steuerlichen Behandlung der Leistungen zwischen den Anstalten gemäß § 2b Umsatzsteu-

ergesetz (UStG). Die Kommission sieht die Länder in der Verantwortung darauf hinzuwirken, 
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dass die gesetzlichen Regelungen unter Berücksichtigung der EU-Normen angepasst wer-

den. 

Im Übrigen könnte mittelfristig Effizienzpotenzial darin bestehen, einzelne standardisierte 

Strukturen für Kooperationen festzulegen. Dies könnte die Zusammenarbeit erleichtern und 

damit die Bereitschaft dafür weiter erhöhen. Die Kommission empfiehlt, dafür standardisierte 

Modelle zu entwickeln.  

Steigerung der Abbaurate beim Personal 

Eine relevante Steigerung der jährlichen Abbaurate bei den besetzten Stellen von 0,5 % p.a. 

auf höhere Werte wäre nach Auffassung der Kommission nur möglich, wenn gleichzeitig die 

Rahmenbedingungen, insbesondere der Auftrag, deutlich verändert würden. Auch wenn die 

Kommission eine stärkere Verpflichtung zur Kooperation durch den Medienstaatsvertrag für 

sinnvoll hält, wird dies jedenfalls von 2025 bis 2028 keine Auswirkungen auf die erbringbare 

Abbaurate haben. 

Frage 9: Gemeinsame operative Einheit im Bereich Verwaltung und Technik 

Die Übertragung und Zusammenführung insbesondere von Verwaltungsaufgaben der Anstal-

ten in übergreifende Organisationseinheiten (Shared-Service-Center) ist geeignet, Effizienz-

potenzial und Kosteneinsparungen zu erreichen. Zukünftige Chancen ergeben sich vor allem 

mit dem Abschluss der SAP-Harmonisierung. Auch die verstärkte gemeinsame Nutzung von 

Sachanlagen (z.B. Produktionstechnik, Flächenbewirtschaftung) bietet Potenzial. Jedoch 

erwartet die Kommission erst für die Beitragsperiode ab 2029 Einsparungen aus dem Bemü-

hen der Anstalten, zusätzliche interne Prozesse in Shared-Service-Center zu verlagern (z.B. 

innerhalb der ARD im Bereich Finanzen). 

Frage 10: Gemeinsames technisches Plattformsystem 

Die Kommission sieht in der Schaffung eines gemeinsamen technischen Plattformsystems 

grundsätzlich Potenzial, Ressourcen für Entwicklung und Betrieb der technischen Infrastruk-

tur zu bündeln und damit mittelfristig Effizienzgewinne und Kostensenkungen zu realisieren. 

Derzeit können die Kosten für ein gemeinsames technisches Plattformsystem und die mög-

licherweise erzielbaren Einsparungen auf Grundlage der vorliegenden Unterlagen nicht be-

ziffert werden.  
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Die Schaffung einer gemeinsamen ĂPlattform-Gesellschaftñ ist zu begr¿Çen, wird jedoch 

nach Aussage der ARD nicht unmittelbar zu Einsparungen führen. Es würden zunächst zu-

sätzliche Kosten für den Aufbau der Organisation anfallen, die derzeit nicht beziffert werden 

können.  

Ein gemeinsamer vereinheitlichter Zugang zu den Inhalten der öffentlich-rechtlichen Rund-

funkanstalten ist aus Sicht der Nutzer wünschenswert und würde verschiedene Vorteile bie-

ten. Ein Schritt in diese Richtung ist das gemeinsam von ARD und ZDF angekündigte Projekt 

ĂStreaming OSñ als Grundlage f¿r eine gemeinsame Streaming-Plattform. 

Frage 11: Kosten im Bereich der Koordinierung 

In keiner der Rundfunkanstalten gibt es eine detaillierte Erfassung der Mehrkosten für Koor-

dinationsaufwand. Generell ist darauf hinzuweisen, dass GSEA in vielen Fällen zumindest 

teilweise als Form der anstaltsübergreifenden Koordinierung (vergleichbar Shared-Service-

Center) betrachtet werden können. Sie dienen dem Ersatz oder der Vermeidung solchen 

Aufwands in den einzelnen Rundfunkanstalten. 

Aus Sicht der Kommission ist bedeutsam, dass Koordinierungsaufwand nicht nur bei den 

genannten zentralen Einheiten entsteht, sondern darüber hinaus wesentlich auch in den Ein-

zelanstalten z.B. durch die Beteiligung an gemeinsamen Arbeitsprozessen, Gremien und 

Sitzungen. Eine Quantifizierung der dafür eingesetzten Personalkapazitäten ist nach Aussa-

ge der Anstalten derzeit nicht möglich. 

Zwar bedingt die föderale Vielfalt wie bei der staatlichen Organisation Aufwand der Koordi-

nierung. Dies enthebt die Anstalten nach Auffassung der KEF jedoch nicht der Notwendig-

keit, Koordinierungskosten zu begrenzen und die entsprechenden Verfahren immer wieder 

auf Wirtschaftlichkeit hin zu überprüfen. Soweit es sich bei den Kosten der Koordinierung um 

Personalkosten der einzelnen Anstalten handelt, unterliegen sie der Abbaurate von jährlich 

0,5 % der besetzten Stellen. 

Frage 12: Gemeinsame Nutzung von Standorten und Technik im 

Korrespondentennetzwerk 

Die Kommission hält es im Hinblick auf das zu erwartende Einsparpotenzial für notwendig, 

dass Konsolidierungsüberlegungen zu den Standorten der ARD und des Deutschlandradios 
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erfolgen. Es zeigen sich insbesondere deutliche regionale Unterschiede im Hinblick auf 

Standortdichte und -größe bei den Landesrundfunkanstalten der ARD. Hierbei spielen auch 

die staatsvertraglich festgelegten Standorte eine zentrale Rolle. Ohne Anpassungen der 

Staatsverträge zu den Zentralstandorten und Überprüfung der Standortdichte der dezentra-

len Standorte ist ein relevantes Einsparpotenzial kaum zu erschließen. 

Frage 13: Aufteilung der Berichterstattung zu Groß-/Sportereignissen 

Die geplanten Einsparungen für die Beitragsperioden 2021 bis 2024 und 2025 bis 2028 sind 

in den Berichten der Kommission bereits berücksichtigt. Mögliche darüberhinausgehende 

Einsparpotenziale im Programmbereich, etwa aufgrund einer verpflichtenden Zusammenar-

beit innerhalb der ARD sowie zwischen ARD, ZDF und Deutschlandradio, kann die Kommis-

sion auf Grundlage des zugelieferten Materials der Anstalten nicht beziffern. 

Frage 14: Sportrechteerwerb 

Perspektivisch bietet sich bei einem Aufwand für Sportrechte von 2021 bis 2024 von insge-

samt 1.674,0 Mio. ú ein Gestaltungsspielraum. 

Frage 15: Mandatierungssystem in den Gemeinschaftsangeboten 

Eine genauere Einschätzung der Mehr- bzw. Minderkosten einer eigenständigeren und zent-

raleren Budgetsteuerung durch ein sog. Mandatierungssystem in den Gemeinschaftsange-

boten ist ohne eine weitere Spezifizierung der konkreten Ausgestaltung, z.B. im Rahmen 

einer staatsvertraglichen Regelung, nicht möglich. 

Frage 16: Umsetzung des Dritten Medienänderungsstaatsvertrags 

Über die tatsächlichen zahlenmäßigen Auswirkungen struktureller Änderungen seit der letz-

ten Bedarfsanmeldung lässt sich erst im Zuge der Anmeldungen der Anstalten zum 25. Be-

richt im Frühjahr 2025 verlässlich eine Aussage treffen. 

Frage 17: Empfehlungen und Hinweise aus früheren KEF-Berichten 

Die Kommission nutzt bei ihren Feststellungen verschiedene Instrumente wie etwa Kürzun-

gen, Korrekturen, Anpassungen von Fortschreibungsraten, Abschläge, Mittelsperren (etc.), 

um ihren Empfehlungen Nachdruck zu verleihen und deren Umsetzung sicherzustellen. Die 
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dabei ermittelten Einsparpotenziale werden in den Berichten durch die exemplarisch genann-

ten Instrumente entsprechend eingepreist. Empfehlungen und Hinweise der KEF aus dem 

24. Bericht und früheren Berichten fließen in die Ermittlung des Finanzbedarfs des jeweiligen 

KEF-Berichts ein. Darüber hinaus enthalten die Berichte Empfehlungen und Hinweise, die 

sich teilweise dem Einflussbereich der Kommission entziehen und eine veränderte Rechtsla-

ge voraussetzen. Insgesamt lassen sich deshalb aus einer Verpflichtung zur Umsetzung der 

Empfehlungen und Hinweise der Kommission aus dem 24. Bericht oder früheren Berichten 

keine zusätzlichen Einsparpotenziale erzielen. 

Frage 18: Neuzuordnung beitragsferner Leistungen 

Die Neuzuordnung beitragsferner Leistungen sind nicht als Einsparung zu charakterisieren, 

wenn sie ggf. aus anderen Haushalten kompensiert würden. Dennoch können die Länder mit 

der Neuzuordnung beitragsferner Leistungen unabhängig vom Beitragsfestsetzungsverfah-

ren deutliche Entlastungen für die Beitragszahler veranlassen. 

Aus der Neuzuordnung ergeben sich verschiedene Möglichkeiten zur Anpassung des Rund-

funkbeitrags. 131 Cent entfallen beispielsweise auf die Abschaffung von Befreiungen und 

ggf. Kompensation aus staatlichen Haushalten, 35 Cent auf die Finanzierung der Landes-

medienanstalten und 21 Cent auf die Neuzuordnung der Klangkörper. 

Die Beitragsreduzierung durch die Neuzuordnung beitragsferner Leistungen ist, im Gegen-

satz zu den anderen im Sonderbericht behandelten Themen, nicht an die Periodenbetrach-

tung der Kommission gebunden. Folgerichtig kann sie vom Gesetzgeber jederzeit mit unmit-

telbar beitragsreduzierender Wirkung umgesetzt werden. 

Frage 19: Betrieb der Klangkörper in eigenständiger GmbH 

Die organisatorische und rechtliche Ausgliederung von betrieblichen Einheiten wird in vielen 

Bereichen des öffentlichen Sektors als Instrument zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit prak-

tiziert. Dementsprechend erscheint eine Organisation der Klangkörper als GmbH vorbehalt-

lich näherer Prüfungen grundsätzlich geeignet. Denkbar wäre, dass jede Anstalt eine eigene 

GmbH bzw. gGmbH für die anstaltseigenen Klangkörper gründet. Eine weitergehende Lö-

sung wäre die Gründung einer übergreifenden Gesellschaft für alle Klangkörper der Rund-

funkanstalten. Daraus ergäben sich Vorteile hinsichtlich von Skalen- und Spezialisierungsef-

fekten und der nationalen Sichtbarkeit. Steigerungen der Wirtschaftlichkeit und Entlastungen 
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des Rundfunkbeitrags wären aus derartigen organisatorischen und rechtlichen Veränderun-

gen erst längerfristig zu erwarten. Würden sich daneben nach Vorbild der Rundfunk-

Orchester und -Chöre gGmbH ï im Fragenkatalog der Lªnder als ĂDeutschlandradio-Modellñ 

bezeichnet ï Bund und Sitzland am Zuschussbedarf der Klangkörper beteiligen, ergäbe sich 

eine Entlastung der Beitragszahler entsprechend der Beteiligungsquote der Gebietskörper-

schaften. 

3.  Ausblick 

Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass die Rundfunkanstalten aus der Umsetzung 

der im Fragenkatalog angesprochenen Reformansätze und Auftragsanpassungen für 2025 

bis 2028 keine wesentlichen Einsparpotenziale in Ergänzung zu den im 24. Bericht der 

Kommission getroffenen Feststellungen realisieren können. Für die Beitragsperiode 2025 bis 

2028 würde allerdings die Neuzuordnung beitragsferner Leistungen zu deutlichen Entlastun-

gen der Beitragszahler führen, da diese kurzfristig und unabhängig vom Beitragsfestset-

zungsverfahren umsetzbar wäre. 

Der Gesetzgeber hat jedoch in der mittel- und langfristigen Perspektive ab 2029 zahlreiche 

Handlungsfelder, in denen die Entwicklung und Umsetzung konkreter Maßnahmen teils er-

hebliche beitragsrelevante Einsparpotenziale erwarten lassen. Dazu gehören beispielsweise: 

¶ die Standortfragen und damit verbundene Immobilienkosten (z.B. beim Deutschlandradio 

oder den Mehrländeranstalten, Reduzierung der Eigentumsquote), 

¶ die Ausgestaltung des Programmauftrags (z.B. Kooperationen, Programmaustausch, 

Stärkung ausgewählter Programmressorts, Anzahl der Programme),  

¶ die Nutzung unterschiedlicher Verbreitungswege (z.B. Beendigung des Simulcast 

UKW/DAB+),  

¶ die Entwicklung anstaltsübergreifender technischer Infrastrukturen (z.B. gemeinsame 

Streaming-Plattform der Anstalten).   
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B. Vorbemerkungen 

1. Auftrag der Rundfunkkommission der Länder 

Mit Schreiben vom 11. März 2024 hat die Koordinatorin der Rundfunkkommission der Länder 

die Kommission mit der Erstellung eines Sondergutachtens zur Beitragsrelevanz angedach-

ter Schritte zur Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks beauftragt. In diesem Zusam-

menhang hat sie einen Katalog mit 19 Fragen übermittelt (Anlage 1). Die Rundfunkkommis-

sion bittet die KEF, mögliche finanzielle Auswirkungen auf den Finanzbedarf der Rundfunk-

anstalten, insbesondere realisierbare Einsparungen in den im Fragenkatalog genannten Be-

reichen zu prüfen und zu beziffern. 

Dabei sollen mögliche Effekte auf der Zeitschiene eingeschätzt und insbesondere angege-

ben werden, ob und in welchem Umfang eine Relevanz bereits mit Blick auf die Beitragspe-

riode 2025 bis 2028 vorstellbar ist. Soweit Umsetzungsschritte bei den Ländern oder Rund-

funkanstalten erforderlich sind, soll der zeitliche Vorlauf berücksichtigt werden. Es sollen 

zudem die Auswirkungen auf und durch bereits bestehende Verträge und die erwartete Dau-

er struktureller Veränderungen einbezogen werden. Die Kommission wird ferner gebeten, 

auch Aussagen zu möglichen anfänglichen Mehraufwendungen bei einzelnen Reformvorha-

ben zu treffen, wenn diese Beitragsrelevanz haben.  

Sofern finanzielle Auswirkungen nicht bezifferbar seien, wird um eine Einschätzung gebeten, 

ob dem Grunde nach finanzielle Auswirkungen auf den Finanzbedarf zu erwarten sind. Sollte 

bei der Beantwortung der Fragen eine Fragestellung sinnvoll erweitert oder konkretisiert 

werden können, stehe es der Kommission frei, hierzu eine Aussage zu treffen.  

Ziel sei, den Regierungschefinnen und -chefs der Länder im Herbst des Jahres 2024 den 

Entwurf eines Reformstaatsvertrags vorzulegen, in den die Bewertungen der KEF einfließen 

sollen. 

Der Bitte entsprechend hat die Kommission den vorliegenden Sonderbericht zu finanziellen 

Auswirkungen möglicher Ansätze zur Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks erarbeitet, 

der der Rundfunkkommission der Länder am 2. Oktober 2024 übermittelt wurde. 
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2. Rechtsgrundlage und Prüfungsmaßstab 

Nach § 3 Abs. 9 RFinStV können die Länder Sonderberichte der Kommission zu einzelnen 

Teilfragen der Rundfunkfinanzierung anfordern. Die Anforderung von Sonderberichten darf 

jedoch die Überprüfungs- und Ermittlungsfunktion der KEF im Verhältnis zu den Rundfunk-

anstalten und ihren Bedarfsanmeldungen nicht stören. Daher sind solche Sonderberichte in 

einem selbständigen Verfahren zu bearbeiten. Dementsprechend gelten nach § 3 Abs. 9 S. 1 

RFinStV die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 und 8 nicht für diese Art der Berichterstattung 

(vgl. Goerlich/Zimmermann in: Beckôscher Kommentar zum Rundfunkrecht, 5. Auflage, § 3 

RFinStV, Rn. 21). 

Der Anwendungsausschluss von § 3 Abs. 1 RFinStV bezieht sich allerdings nur auf die An-

knüpfung an eine Bedarfsanmeldung der Anstalten, nicht aber auf den Prüfungsmaßstab der 

Kommission. Anders als der Wortlaut dies nahezulegen scheint, hat die Kommission auch 

bei der Erstellung von Sonderberichten die Programmautonomie der Rundfunkanstalten zu 

respektieren. Andernfalls bestünde für die Landesregierungen die Möglichkeit, die Sonderbe-

richte zu nutzen, um durch die Kommission den Finanzbedarf der Anstalten ohne Rücksicht 

auf deren Programmentscheidungen überprüfen zu lassen. Dies aber wäre verfassungs-

rechtlich unzulässig (vgl. Goerlich/Zimmermann, ebenda).  

Allerdings sind die ĂTeilfragenñ, zu denen ein Sonderbericht der Kommission angefordert 

werden kann, nicht zwangsläufig an den staatsvertraglich definierten Programmauftrag in 

seiner geltenden Fassung gebunden und müssen sich auch nicht per se innerhalb der sons-

tigen gesetzlichen Rahmenbedingungen und Strukturen bewegen, wenn es gerade um eine 

Änderung dieser gesetzlichen Rahmenbedingungen oder eine Ausgestaltung eben des Pro-

grammauftrags geht. Den Ländern als Mediengesetzgeber ist zwar untersagt, im Wege fi-

nanzieller Beschränkungen mittelbar Einfluss auf das Programm zu nehmen. Das Bundes-

verfassungsgericht hat aber in seinem jüngsten Beschluss zur Rundfunkfinanzierung erneut 

bestätigt, dass der Gesetzgeber sehr wohl die Funktion des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

in abstrakter Weise festlegen und damit auch den Finanzbedarf umgrenzen kann (vgl. 

BVerfG, Beschluss vom 20. Juli 2021, Rn. 88). 

Denn die Definition des öffentlich-rechtlichen Auftrags hat immer auch unmittelbare und mit-

telbare Auswirkungen auf den Finanzbedarf der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. 

Der vom Grundrecht der Rundfunkfreiheit umgrenzte und staatsvertraglich ausgeformte Pro-
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grammauftrag beschreibt die Reichweite der verfassungsrechtlich gewährten Finanzierungs-

garantie der Rundfunkanstalten. Damit bestimmt der Programmauftrag die Bedarfsanmel-

dungen und setzt zugleich den Rahmen für die Bedarfsfeststellung der KEF. Vereinfacht 

gesagt folgt die Finanzierung dem Auftrag. Daraus folgt, dass die Diskussion über die zu-

künftige Ausgestaltung des öffentlich-rechtlichen Auftrags untrennbar mit der Diskussion 

über dessen zukünftigen Finanzbedarf zusammenhängt. In Einklang mit dem Gebot der 

Trennung von medienpolitischer Ausgestaltung des Auftrags einerseits und der Beitragsfest-

setzung andererseits gibt der Auftrag den Rahmen für die Programmentscheidungen der 

Rundfunkanstalten und in der Folge deren Bedarfsanmeldungen vor und begrenzt so von 

vornherein den Finanzbedarf der Anstalten. Er ist damit der wichtigste Bestimmungsfaktor für 

die Höhe des Rundfunkbeitrags. 

Bei der Ausgestaltung der Rundfunkordnung haben die Länder als Gesetzgeber dann wiede-

rum das Pluralismusgebot, das Gebot der Staatsferne sowie die Programmfreiheit zu beach-

ten. Vor diesem Hintergrund versteht die Kommission den vorliegenden Sonderbericht und 

die darin adressierten Fragestellungen allein als Entscheidungshilfe für den Mediengesetz-

geber bei der zukünftigen Ausgestaltung von Auftrag und Struktur des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks. Entsprechend ihrer Rolle und Aufgabe spricht die Kommission dabei jedoch kei-

ne medienpolitischen Empfehlungen aus. Zu konkreten finanziellen Auswirkungen einzelner 

Reformansätze äußert sie sich nur, wenn diese verlässlich und nachprüfbar zu beziffern 

sind. 

3.  Auftragsdurchführung 

Die Kommission hat entschieden, die Rundfunkanstalten möglichst frühzeitig in den Prozess 

der Erstellung des Sonderberichts einzubinden. Zu diesem Zweck hat sie den Rundfunkan-

stalten unmittelbar nach ihrer Beauftragung am 12. März 2024 den Fragenkatalog der Län-

der mit der Bitte um Stellungnahme bis spätestens 2. Mai 2024 zugeleitet. Die verschiede-

nen Arbeitsgruppen der KEF haben sich bis zum 21. März 2024 ihrerseits mit dem Katalog 

im Hinblick auf Konkretisierungen zu einzelnen Fragestellungen und zur Beantwortung erfor-

derlicher Informationen sowie möglichen Rückfragen zu verschiedenen Aspekten beschäf-

tigt. Diese ergänzenden Fragen und Konkretisierungen der Kommission (Anlage 2) wurden 

den Anstalten sodann mit Schreiben vom 27. März 2024 verbunden mit der Bitte, diese bei 

der Erarbeitung ihrer Stellungnahme zu berücksichtigen, übermittelt. 
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Die Stellungnahmen von ARD (Anlage 3), ZDF (Anlage 4) und Deutschlandradio (Anlage 5) 

zum Fragenkatalog der Länder und den ergänzenden Fragen der Kommission wurden frist-

gerecht vorgelegt. In Abstimmung mit der Kommission hat die ARD die Beantwortung einzel-

ner ergänzender Fragen und Konkretisierungen bis 31. Mai 2024 nachgeliefert. 

Die 19 Fragen wurden in der Folge federführend von den verschiedenen Arbeitsgruppen der 

KEF bearbeitet und die Antwortentwürfe im KEF-Plenum beraten. 

Zu den Fragen 3 und 12 zum Thema Immobilien wurde ein Gutachten der Ernst & Young 

Real Estate GmbH eingeholt. Die gutachterlichen Ergebnisse sind in die Beantwortung der 

Fragen durch die Kommission eingeflossen.  

Am 31. Juli 2024 hat die Kommission den Entwurf des Sonderberichts einstimmig beschlos-

sen und den Rundfunkanstalten Gelegenheit zur Stellungnahme bis spätestens 4. Septem-

ber 2024 gegeben. 

Die fristgerecht vorgelegten Stellungnahmen von ARD, ZDF und Deutschlandradio zum Ent-

wurf des Sonderberichts wurden von den Arbeitsgruppen der KEF ausgewertet und in den 

Bericht einbezogen. 

Am 27. September 2024 hat die Kommission den Bericht sodann in seiner endgültigen Fas-

sung einstimmig beschlossen. 

4.  Verhältnis des Sonderberichts zum 24. Bericht der Kommission 

Die Kommission hat im Rahmen der regelhaften zweijährigen Bedarfsprüfung am 23. Febru-

ar 2024 ihren 24. Bericht übergeben und veröffentlicht. Darin schlägt sie ausgehend von den 

Bedarfsanmeldungen der Anstalten und auf der Grundlage des geltenden Programmauftrags 

und der sonstigen rechtlichen Rahmenbedingungen ab 1. Januar 2025 für die Beitragsperio-

de 2025 bis 2028 eine Erhöhung des Rundfunkbeitrags um 58 Cent auf 18,94 ú vor. Damit 

wurde die zweite Stufe des gesetzlich geregelten Bedarfsfeststellungsverfahrens für die Jah-

re 2025 bis 2028 förmlich abgeschlossen. Der Beitragsvorschlag der Kommission ist Grund-

lage für die Entscheidung der Landesregierungen und Landesparlamente auf der dritten Stu-

fe. Eine Abweichung vom Vorschlag der Kommission durch die Landesregierungen und Lan-

desparlamente ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nur in engen 

Grenzen und nur einvernehmlich durch alle Länder möglich, beispielsweise wenn die Belas-
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tung der Beitragszahler nicht mehr angemessen erscheint. Hierfür müssen nachprüfbare 

Gründe angegeben werden. 

Der Inhalt dieses Sonderberichts, der sich ausschließlich mit finanziellen Auswirkungen mög-

licher Reformansätze für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk beschäftigt, stellt keinen sol-

chen Grund für eine Abweichung vom Beitragsvorschlag der Kommission dar. Als Sonderbe-

richt nach § 3 Abs. 9 RFinStV wurde er in einem selbständigen Verfahren erstellt und darf 

das noch nicht abgeschlossene regelhafte Bedarfsfestsetzungsverfahren gerade nicht stören 

oder beeinflussen (s. oben unter B.2.). Dementsprechend ersetzt oder modifiziert der Son-

derbericht in keiner Weise die Feststellungen des 24. Berichts. Der einer Empfehlung der 

Kommission zur Beitragsanpassung zugrundeliegende festgestellte Finanzbedarf kann nicht 

durch die Ergebnisse eines Sonderberichts, sondern nur im Wege eines weiteren regelhaften 

Feststellungsverfahrens verändert werden. 

Der 24. Bericht stellt auf der Grundlage der maßgeblichen geltenden Rechtslage also weiter-

hin abschließend den Finanzbedarf für die kommende Beitragsperiode von 2025 bis 2028 

fest. Darin weist die Kommission ausdrücklich darauf hin, dass die Rundfunkanstalten trotz 

vorgenommener Kürzungen mit dem empfohlenen monatlichen Rundfunkbeitrag 2025 bis 

2028 bedarfsgerecht finanziert sind, gleichzeitig jedoch ein Unterschreiten der empfohlenen 

Beitragshöhe die zur Erfüllung ihres derzeitigen Auftrags notwendige Finanzierung gefähr-

den würde (s. 24. KEF-Bericht, Tz. 18). 

Daran ändert auch die sog. Sonderrücklage III nichts. Zwar ist richtig, dass die Kommission 

die Anstalten aufgefordert hatte, 2021 bis 2024 anfallende Beitragsmehrerträge einer ent-

sprechenden Rücklage zuzuführen. Diese Sonderrücklage in Höhe von rund 1,1 Mrd. ú ist 

aber bereits in den Beitragsvorschlag der Kommission von 18,94 ú eingerechnet und damit 

zur Deckung des Finanzbedarfs von 2025 bis 2028 erforderlich (vgl. 24. KEF-Bericht, Tzn. 5, 

531 ff., 667, 671 ff., 676 f.). Die Verwendung der Sonderrücklage III in der kommenden Bei-

tragsperiode erschließt folglich für die Rundfunkanstalten keine zusätzlichen Mittel und be-

darf auch keiner gesonderten Freigabe durch die Kommission. 

Daraus folgt unmittelbar, dass mithilfe der Sonderrücklage III auch kein verzögertes Inkraft-

treten der Beitragserhöhung gerechtfertigt werden kann. Dies ist mit der Methodik der index-

gestützten Betrachtung der gesamten Beitragsperiode durch die Kommission und damit mit 

deren Beitragsvorschlag nicht vereinbar. Entsprechend enthält der Vorschlag der Kommissi-
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on für 2025 bis 2028 auch eine zeitliche Komponente, nämlich ein Inkrafttreten der neuen 

Beitragshöhe zum 1. Januar 2025. Diese Frist ist als Teil des Beitragsvorschlags der Kom-

mission gleichermaßen verbindlich (s. 24. KEF-Bericht, Tzn. 16 ff.). Nach § 3 Abs. 8 S. 4 

RFinStV nimmt die KEF nämlich insbesondere zu der Frage Stellung, ob und in welcher Hö-

he und zu welchem Zeitpunkt eine Änderung des Rundfunkbeitrags notwendig ist. 

5.  Verhältnis des Sonderberichts zum 25. Bericht der Kommission 

Der Inhalt des Sonderberichts, der sich ausschließlich mit potenziellen finanziellen Auswir-

kungen möglicher Reformansätze für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk beschäftigt, stellt 

für sich genommen auch keine Grundlage für die Bedarfsanmeldungen der Rundfunkanstal-

ten zum kommenden 25. Bericht der Kommission dar. Maßgeblich für diese ist allein der zu 

diesem Zeitpunkt gesetzlich geltende Programmauftrag unter den dann bestehenden rechtli-

chen Rahmenbedingungen. Das Verfahren zum 25. Bericht beginnt den üblichen Abläufen 

entsprechend mit dem Versand des Anforderungsschreibens der Kommission an die Rund-

funkanstalten ca. Ende Oktober 2024. Die Bedarfsanmeldungen werden damit regelmäßig 

zu Ende April des Folgejahres angefordert, woran sich die Prüfung der Kommission an-

schließt. Die Zeitläufe verdeutlichen, bis wann mögliche Reformansätze spätestens rechtlich 

verbindlich umgesetzt sein müssten, um Grundlage der regelhaften Bedarfsprüfung im 

25. Bericht zu sein. Neben dieser formal zeitlichen Betrachtung bleibt zusätzlich folgender 

materieller Aspekt zu beachten: Als sog. Zwischenbericht wird der 25. Bericht die Progno-

sen, Annahmen und Feststellungen des 24. Berichts überprüfen und Veränderungen doku-

mentieren. Das bedeutet, der 25. Bericht wird sich ebenfalls primär mit der Beitragsperiode 

2025 bis 2028 beschäftigen und dabei keine erst nach diesem Zeitraum finanzbedarfswirk-

samen Reformansätze berücksichtigen. 
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C. Zu den einzelnen Fragen 

Frage 1: Vorgaben zum Personalabbau, Personalaufwand der GSEA 

Welches Einsparpotenzial sieht die KEF in einer konsequenten Umsetzung ihrer Vor-

gaben zum Personalabbau bei ZDF und Deutschlandradio? Inwiefern wird Einsparpo-

tenzial im Personalaufwand der GSEA gesehen? 

ZDF und Deutschlandradio hatten in ihren Anmeldungen zum 24. Bericht die von der Kom-

mission erwartete Abbaurate von 0,5 % p.a. bezogen auf die besetzten Stellen und den Per-

sonalaufwand nicht erbracht. Die Kommission hat das nicht akzeptiert und bei der Berech-

nung des Finanzbedarfs den Personalaufwand beim ZDF um 20,2 Mio. ú (vgl. 24. KEF-

Bericht, Tab. 54) und beim Deutschlandradio um 3,5 Mio. ú (vgl. 24. KEF-Bericht, Tab. 58) 

gekürzt. Die konsequente Umsetzung der Vorgabe zum Personalabbau durch alle Anstalten 

ist insofern bereits in der Beitragsempfehlung für 2025 bis 2028 berücksichtigt. 

Die GSEA (Gemeinschaftssendungen, -einrichtungen und -aufgaben) sind die institutionali-

sierte Form, in der die Rundfunkanstalten ihre Zusammenarbeit organisieren. Weit überwie-

gend handelt es sich um eine Zusammenarbeit innerhalb der ARD. Teilweise sind auch ZDF 

und Deutschlandradio beteiligt. 

Die GSEA sind jeweils federführend bei einer Anstalt angesiedelt. Sie werden durch Umla-

gen der beteiligten Anstalten finanziert, die sich nach vorher festgelegten Schlüsseln richten 

(z.B. Beitragsschlüssel, Fernsehvertragsschlüssel). Die Zuschüsse an die GSEA sind haus-

haltssystematisch weit überwiegend Teil des Programmaufwands (soweit programmbezo-

gen) oder des Sachaufwands (soweit nicht programmbezogen). Dies gilt auch für den antei-

lig enthaltenen Personalaufwand. 

Die GSEA verfügten zuletzt nach den Zahlen des 24. Berichts über insgesamt 2.574 besetz-

te Stellen (VZ ) bei einem Personalkostenvolumen von 232,1 Mio. ú p.a.1 

Die größten Einsatzbereiche waren dabei: 

¶ die Zusammenarbeit in der Verwaltung mit 1.121 Stellen, darunter insbesondere der zent-

rale Beitragsservice von ARD, ZDF und Deutschlandradio mit 916 Stellen, 

                                                           
1  Vgl. 24. KEF-Bericht, Tab. 71 und 72 für 2021; Summe von GSEA mit und ohne eigene Rechtsform. 



 
  
 
  
 

Seite 21 

¶ die Zusammenarbeit bei Programmbeschaffung, -redaktion und -produktion mit 914 Stel-

len, darunter insbesondere ARD-Aktuell mit Tagesschau, Tagesthemen und tages-

schau.de (325), ARD-Programmdirektion inklusive Das Erste (88), ARD-Hauptstadtstudio 

(86), Phoenix (94), Degeto (92), KiKA (62), ARTE Deutschland (47), ARD.de inklusive 

ARD-Onlinekoordination (32), Sportschau und Sportschau.de (19), SportA Sportrechte 

und Marketing (18), ARD-Auslandstudios Hörfunk (20), funk (14), 

¶ die technische Infrastruktur mit 539 Stellen, darunter insbesondere ARD-Sternpunkt (89), 

ARGE Rundfunkbetriebstechnik (65), ARD Playoutcenter (64), das IVZ mit der IT-

Zusammenarbeit (184), Deutsches Rundfunkarchiv (108), ARD-TV-Leitungsbüro (13). 

Die Kommission befürwortet grundsätzlich die Zusammenarbeit in den GSEA, weil damit 

Synergiepotenziale gehoben werden. Sie achtet gleichzeitig darauf, dass auch in diesen Be-

reichen wirtschaftlich gehandelt wird und berücksichtigt dabei die besonderen Strukturen des 

Aufgabenfelds.  

In den vergangenen Jahren hat dabei der zentrale Beitragsservice als Bereich mit den weit-

aus meisten Stellen im Vordergrund gestanden. Dessen Entwicklung wurde vom 19. bis zum 

23. Bericht der Kommission jeweils ausführlich dargestellt. Wegen der Umstellung von der 

Gebühr auf den Beitrag kam es zunächst zu zusätzlichen Personalbedarfen, die aber durch 

die späteren Reduzierungen deutlich überkompensiert wurden. Die Einsparungen beim zent-

ralen Beitragsservice sind auch Teil der Strukturkonzepte der Anstalten für den Zeitraum 

2017 bis 2028. 

Der Personalbestand nimmt nach den Zahlen des 24. Berichts bis 2028 weiter auf dann 864 

Stellen ab. Dies ist gegenüber dem Stand vor Umstellung auf den Rundfunkbeitrag eine Ver-

ringerung um fast 200 Stellen. Dementsprechend berücksichtigt die Beitragsempfehlung der 

KEF für 2025 bis 2028 eine Absenkung des Aufwands gegenüber 2021 bis 2024 um 

18,2 Mio. ú.1 

Die Entwicklung der Stellen bei den GSEA ist auch wesentlicher Bestandteil der Gesamtdar-

stellung Personal in den jeweiligen Berichten der Kommission. Dort betrachtet die Kommis-

sion den gesamten Stellenbestand und Personalaufwand in den verschiedenen Beschäfti-

gungsformen unter Einbeziehung der GSEA (s. 24. KEF-Bericht, Tab. 71, 72). Damit soll 

                                                           
1  Vgl. 24. KEF-Bericht, Tab. 89, 92, 95. 
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insbesondere verhindert werden, dass Einsparungen bei den festen Stellen innerhalb der 

Anstalten in anderen Bereichen wie den GSEA kompensiert werden. Die Kommission akzep-

tiert solche Verlagerungen nicht, weil damit die Abbaurate nicht materiell, sondern nur formal 

erbracht würde.1 

Hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung hat die Kommission im 24. Bericht festgestellt, dass 

die ARD bei den GSEA und das ZDF bei den Beteiligungsunternehmen mit Stellenzuwäch-

sen planen (s. 24. KEF-Bericht, Tzn. 232, 236). Sie hat darauf hingewiesen, dass sie die 

weitere Entwicklung in diesen Bereichen kritisch begleiten wird. Mittel für die Finanzierung 

zusätzlicher Stellen hat die Kommission dabei nicht zur Verfügung gestellt. 

Im Ergebnis sieht die Kommission für 2025 bis 2028 derzeit keine über den 24. Bericht hin-

ausgehenden Einsparpotenziale bei den GSEA. Auch längerfristig sind die Potenziale mit 

Blick auf die absoluten Größenordnungen und die besondere Aufgabenstruktur begrenzt. 

Grundsätzlich ist aus Sicht der Kommission eher eine Ausweitung als eine Beschränkung 

der Zusammenarbeit erforderlich. Dies könnte sogar zu Mehraufwendungen bei den GSEA 

führen, denen dann Einsparungen bei den Einzelanstalten gegenüberstünden (s. Antwort zu 

Frage 8). 

 

Frage 2: Standorte des Deutschlandradios 

Welche finanziellen Auswirkungen hätten jeweils die Zusammenlegung der beiden 

Standorte des Deutschlandradios, die Errichtung oder Anmietung eines neuen ge-

meinsamen Standorts und die Nutzung bestehender Immobilien (z.B. der öffentlich-

rechtlichen Rundfunkanstalten)? 

Ausgangslage 

Das Deutschlandradio betreibt zwei Sendestandorte für Hörfunkprogramme in Köln und in 

Berlin. Beide Funkhäuser sind entsprechend der staatsvertraglichen Regelung angebots- 

und produktionsgerecht gleichgewichtig zu betreiben. Sitz des Intendanten und der dazuge-

hörigen Verwaltung ist Köln. In Köln sind 421 und in Berlin 331 feste Mitarbeiter beschäftigt. 

                                                           
1  S. auch 24. KEF-Bericht, Tz. 143. 
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Alle Arbeitsverträge enthalten darüber hinaus laut Stellungnahme des Deutschlandradios 

eine garantierte Zuordnung auf einen Standort. Zusätzlich sind 701 arbeitnehmerähnliche 

freie Mitarbeiter tätig, deren organisatorische und örtliche Zuordnung das Deutschlandradio 

nicht vornehmen kann. 

Beide Funkhäuser befinden sich im Eigentum des Deutschlandradios und stehen unter 

Denkmalschutz. Der Buchwert betrªgt Ende 2023 f¿r das Funkhaus Kºln 61,6 Mio. ú und f¿r 

das Funkhaus Berlin 49,2 Mio. ú. 

Die Sanierungskosten bis 2036 liegen nach derzeitiger Prognose in Köln bei 288,7 Mio. ú 

und in Berlin bei 67,6 Mio. ú. In beiden Funkhªusern wird durch die SanierungsmaÇnahmen 

eine Verbesserung der energetischen Effizienz erwartet. Für 2025 bis 2028 sind für das 

Funkhaus Kºln 65,8 Mio. ú und f¿r Berlin 28,5 Mio. ú vorgesehen.  

Das Deutschlandradio geht derzeit davon aus, dass unter Berücksichtigung der Empfehlun-

gen des Immobiliengutachtens der KEF (vgl. 24. KEF-Bericht, Tzn. 437 ff.) eine Reduzierung 

des Flächenbedarfs um rund 30 % möglich ist. Am Standort Berlin lassen sich dabei schon 

größere Bauabschnitte ab 2028 realisieren. Für den Standort Köln erfolgt derzeit eine Über-

prüfung, ob die Nutzung aller Büroflächen im Hochhaus langfristig noch angezeigt ist. Da die 

Hochhaussanierung allerdings erst nach 2030 im Projekt vorgesehen ist, ergeben sich bei 

den Projektkosten bis 2028 daraus keine Einsparungen. 

Deutschlandradio geht davon aus, dass es dauerhaft bei den beiden Standorten bleibt. 

Risiken 

Der Denkmalschutz erfordert auch nach Einschätzung des Deutschlandradios erhöhte Auf-

wendungen, die sich aber nicht eindeutig beziffern lassen. Die KEF geht davon aus, dass es 

vor diesem Hintergrund und aufgrund der technisch anspruchsvollen Sanierungsvorhaben zu 

Kostensteigerungen und Bauzeitenverzögerungen kommen kann.  

Darüber hinaus bestehen seitens der KEF Zweifel, dass die sanierten Gebäude den künfti-

gen Anforderungen der EU-Gebäuderichtlinie gerecht werden. Danach müssen alle Neubau-

ten ab 2030 und alle Bestandsgebäude ab 2050 den Standard eines ĂZero-Emission Buil-

dingñ einhalten und ohne umweltschªdliche Emissionen auskommen. Um die Nachhaltigkeit 

der Sanierungsvorhaben und die dauerhafte Nutzung beider Gebäude zu sichern, müssten 
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auch diese Kosten bereits heute mit eingepreist werden. Ausgehend von einer Fertigstellung 

der Maßnahmen im Jahr 2036 würden diese zusätzlichen Aufwendungen ansonsten deutlich 

innerhalb der Restnutzungsdauer der Gebäude anfallen.  

Weitere Risiken bestehen aus Sicht der Kommission im Hinblick auf eine deutlich schlechte-

re Funktionalität, Flächeneffizienz sowie höhere Bewirtschaftungskosten im Vergleich zu 

einem Neubauvorhaben (Eigentum oder Miete). Trotz deutlich höherer Sanierungskosten 

lassen sich innerhalb der alten Bausubstanz in der Regel nicht die gleichen Ergebnisse wie 

bei einem Ersatzneubau erzielen. 

Alternativen 

Nach Überzeugung der KEF kann mittelfristig eine Zusammenlegung beider Standorte voll-

zogen werden. Eine kurzfristige Zusammenlegung erscheint aufgrund der in den Arbeitsver-

trägen enthaltenen Standortbindung und den bestehenden tarifvertraglichen Regelungen und 

den damit verbundenen hohen Sozialkosten wirtschaftlich nicht sinnvoll und umsetzbar. Die 

Kommission hält eine derartige Klausel in den Arbeitsverträgen nicht mehr für zeitgemäß. 

Deutschlandradio geht in seiner Stellungnahme selbst davon aus, dass die räumliche Nähe 

von Arbeitsplatz und Wohnort für Mitarbeiter künftig an Bedeutung verliert. Die bei Deutsch-

landradio bereits praktizierte tarifvertragliche Regelung zu flexiblem Home-Office und mobi-

lem Arbeiten (sog. ĂTV Flexñ) ermºglicht in dieser Hinsicht schon heute individualisierte Lº-

sungen. Die Kommission erwartet vor diesem Hintergrund, dass das Deutschlandradio auf 

eine entsprechende Änderung im Manteltarifvertrag hinwirkt und diese Klausel bei Neuver-

trägen ungeachtet der Standortfrage entfällt. Die Kommission weist darauf hin, dass alterna-

tiv auch die bestehenden Regelungen eine Zuordnung aller Neueinstellungen zu nur einem 

der beiden Standorte zulassen würde.  

Geht man von einem Zehnjahreszeitraum für die Zusammenlegung beider Standorte aus, 

würde dies bedeuten, dass die derzeitigen Gebäude je nach Variante ganz oder teilweise 

über diesen Zeitraum betriebsbereit gehalten werden müssen. Die unabweisbaren Instand-

haltungsmaßnahmen dafür werden sich für die Jahre 2025 bis 2028 am Standort Berlin auf 

zwischen 13,0 Mio. ú und 17,5 Mio. ú und am Standort Kºln auf zwischen 14,1 Mio. ú und 

18,1 Mio. ú belaufen.  
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Im Falle einer zeitnahen Entscheidung zur Standortfrage würde Deutschlandradio die aktuel-

len Sanierungskonzepte aufgeben. Die aktuell geplanten 288,7 Mio. ú Sanierungskosten für 

den Standort Köln und die 67,6 Mio. ú f¿r den Standort Berlin w¿rden je nach Alternativsze-

nario entfallen. Im Ergebnis würden in den Folgejahren die im 24. Bericht anerkannten Groß-

investitionen nicht anfallen. An ihre Stelle würden Mietzahlungen treten, die derzeit ohne 

weitere Untersuchungen noch nicht prognostizierbar sind.  

Als Resümee kommt das Deutschlandradio in seiner Stellungnahme zu dem Ergebnis, dass 

für 2025 bis 2028 keine wesentlichen wirtschaftlichen Effekte aus einer Standortentschei-

dung erwartet werden. Die Kommission geht ebenfalls davon aus, dass unter Berücksichti-

gung zusätzlich anfallender Aufwendungen kurzfristig keine unmittelbaren Einspareffekte zu 

erzielen sind. Nennenswerte Wirtschaftlichkeitspotenziale ergeben sich nur bei einer langfris-

tigen Betrachtung und unter der Maßgabe, dass die weitestgehende Konzentration an einem 

der beiden Standorte erfolgt. Aufgrund der unvollständigen Datenlage kann die Kommission 

ohne tiefergehende Untersuchungen aktuell keine belastbaren Aussagen zur Vorzugsvarian-

te treffen. 

 

Frage 3: Abbau der Eigentumsquote/Immobilienverzicht 

Wie hoch wird das Sparpotenzial bei einem Abbau der Eigentumsquote/Immobilien-

verzicht hin zu den Kennziffern vergleichbarer Medienunternehmen der Privatwirt-

schaft geschätzt (vgl. das von der KEF beauftragte Immobiliengutachten)?  

Vorbemerkungen 

Um die Frage zu beantworten, hat sich die Kommission methodisch für eine Vergleichsana-

lyse durch einen externen Gutachter entschieden. Das Immobilienportfolio der vom Gutach-

ter untersuchten Vergleichsorganisation umfasst rund 85 Objekte in zwei Flächenbundeslän-

dern. Die Immobilien weisen eine gesamte Bruttogrundfläche (BGF) von etwa 250.000 m2 

auf. Das analysierte Portfolio besteht zu rund 2/3 aus Eigentumsobjekten (rund 80 % der 

Gesamtnutzungsfläche des Portfolios) und zu rund 1/3 aus Mietobjekten (rund 20 % der Nut-

zungsfläche). 
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Mit rund 1.300.000 m2 Nutzungsfläche (überwiegend im Eigentum) ist das Gesamtportfolio 

der Rundfunkanstalten insgesamt zwar größer als das der Vergleichsorganisation mit rund 

250.000 m2 (85 % der Fläche im Eigentum). Betrachtet man aber die Bandbreite der einzel-

nen Rundfunkanstalten, wird deutlich, dass sich die Vergleichsorganisation in das Gesamt-

portfolio der Rundfunkanstalten einordnen lässt. WDR und SWR, die Anstalten mit dem flä-

chenmäßig größten Immobilienportfolio, verfügen über jeweils rund 200.000 m2 Nutzungsflä-

che im Eigentum. 

Bei der Vergleichsorganisation wurde wie folgt vorgegangen: 

¶ Sichtung der zur Verfügung gestellten Daten und Informationen, 

¶ Durchführung von Objektbesichtigungen, 

¶ Ermittlung von CAPEX (Instandhaltungsstau), 

¶ Bewertung der Eignung f¿r ĂModerne Arbeitsweltenñ, 

¶ Durchführung von Desktop-Recherchen, 

¶ Durchführung von Ertragswertermittlungen, 

¶ Konsolidierung der Daten, 

¶ Durchführung vergleichender Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen und Nutzwertanalysen, 

¶ Ableitung von Handlungsempfehlungen auf Basis der Analyse, 

¶ Erstellung von Objektdatenblättern. 

Allgemeine Überlegungen zur Reduktion der Eigentumsquote 

¶ Zu den Vorteilen gehört eine erhöhte Liquidität, da durch den Verkauf von Immobilien Ka-

pital freigesetzt wird, welches in andere strategische Initiativen investiert werden kann. 

Zudem reduzieren sich die Instandhaltungs-, die Instandsetzungs- und die Modernisie-

rungskosten, die bei Eigentumsimmobilien in vollem Umfang vom Eigentümer getragen 

werden müssen. Die Verwaltung einer angemieteten Immobilie ist in der Regel weniger 

aufwändig als die eines Eigentumsobjekts. Diese Kosteneinsparungen sind in einem Wirt-

schaftlichkeitsvergleich objektbezogen ggf. anfallenden Mietkosten gegenüberzustellen. 

¶ Eine höhere Mietquote bietet eine deutlich höhere Anpassungsfähigkeit an Marktverände-

rungen und betriebliche Anforderungen. Mietobjekte ermöglichen es einer Organisation, 
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schneller auf veränderte Raumanforderungen zu reagieren, sei es durch Expansion oder 

Reduktion von Flächen. Diese Flexibilität ist besonders wertvoll in dynamischen Marktum-

feldern, wo langfristige Bindungen an Eigentum zu starren Strukturen führen können, die 

eine schnelle Anpassung erschweren. 

¶ Langfristig kann die Reduktion der Eigentumsquote positive Auswirkungen auf die finan-

zielle Stabilität und strategische Flexibilität haben. Eine geringere Eigentumsquote kann 

die Bilanz einer Organisation entlasten und die Eigenkapitalrendite verbessern. Zudem 

schafft sie Spielraum für strategische Entscheidungen, indem sie finanzielle Ressourcen 

freisetzt und die Anpassungsfähigkeit an sich wandelnde Marktbedingungen erhöht. Dies 

ermöglicht es der Organisation, agiler und wettbewerbsfähiger zu sein. 

¶ Die zunehmende Verbreitung des mobilen Arbeitens reduziert den Bedarf an fest zuge-

wiesenen Büroflächen. Remote-Arbeit hat während der Corona-Pandemie deutlich zuge-

nommen und zeigt langfristig einen Trend zu flexibleren Arbeitsmodellen. Dies führt zu ei-

ner geringeren Nachfrage nach traditionellen Büroflächen und einer verstärkten Nutzung 

von flexiblen Arbeitsplätzen und Co-Working-Spaces. 

¶ Die Digitalisierung und neue Arbeitsmodelle erfordern eine Anpassung der Immobilien-

nutzung. Moderne Arbeitswelten zeichnen sich durch offene, flexible Raumkonzepte und 

technologische Integration aus. Diese Veränderungen verlangen nach Immobilien, die 

anpassungsfähig und skalierbar sind, um den sich wandelnden Bedürfnissen gerecht zu 

werden. Mietobjekte bieten hier eine größere Flexibilität als Eigentum. 

Fazit 

Zusammenfassend bietet die Reduktion der Eigentumsquote in der Regel finanzielle und 

strategische Vorteile, darunter eine erhöhte Liquidität und geringere Instandhaltungskosten, 

sowie eine verbesserte Anpassungsfähigkeit an Marktveränderungen und betriebliche Anfor-

derungen. Die aktuellen Trends im Immobilienmarkt, insbesondere die Transformation der 

Arbeitswelten durch mobiles Arbeiten und Digitalisierung, verstärken die Notwendigkeit für 

flexible Immobilienstrategien. Erfahrungen aus der Corona-Pandemie bestätigen die Vorteile 

flexibler Arbeitsmodelle und die Bedeutung einer anpassungsfähigen Immobilienstrategie. 

Langfristig trägt die Reduktion der Eigentumsquote zur finanziellen Stabilität und strategi-

schen Flexibilität bei, was die Organisation besser auf zukünftige Herausforderungen vorbe-

reitet. 
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Einsparpotenziale für die Rundfunkanstalten 

Die Ergebnisse der durchgeführten Vergleichsanalyse zeigen deutliche Einsparpotenziale 

durch strategische Entscheidungen zur Reduzierung der Eigentumsquote im Immobilienport-

folio auf, insbesondere durch: 

¶ Erlöse aus dem Verkauf ineffizienter Eigentumsobjekte, 

¶ Reduzierung der Instandhaltungskosten, 

¶ Senkung der laufenden Bewirtschaftungskosten, Vermeidung von ESG1-bezogenen Mo-

dernisierungskosten bei Eigentumsobjekten, 

¶ periodengerecht planbare Mietzahlungen, 

¶ Vermeidung von Finanzbedarfsspitzen aufgrund notwendiger Bauinvestitionen, 

¶ Neudefinition von Flächenvorgaben und deutliche Reduzierung des Immobilienbestands 

insgesamt. 

Die Empfehlungen der Vergleichsanalyse bieten eine solide Grundlage für eine nachhaltige 

und wirtschaftlich effiziente Immobilienstrategie, die langfristig zur Steigerung der Rentabilität 

und operativen Effizienz der Organisation beiträgt. 

Die vom Gutachter bei seiner Untersuchung verwendete Barwertanalyse konzentriert sich 

grundsätzlich auf die finanzielle Bewertung der zukünftigen Nutzung einer Immobilie, indem 

sie den gegenwärtigen Wert zukünftiger Zahlungsströme (Cashflows: Ein- und Auszahlun-

gen) berechnet und in einem Wert aggregiert (Barwert). 

Die wichtigste Erkenntnis aus der Barwertuntersuchung bei der Vergleichsorganisation ist, 

dass sich durch die Umsetzung der objektspezifischen Handlungsempfehlungen langfristig 

ein Einsparungspotenzial von bis zu 40 % der Gesamtimmobiliennutzungskosten im Ver-

gleich zur Fortführung des Status quo ergeben kann. Signifikante Einspareffekte, die bereits 

in der kommenden Beitragsperiode wirksam werden, sind aus Sicht der Kommission aber 

nicht erreichbar.  

                                                           
1  Environmental, Social and Governance. 




































































































